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STANDARDTARIF/ANFRAGE DES PKV-VERBANDES
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Ärztin oder Arzt können
dem Wunsch der nach dem
„Standardtarif“ versicherten
älteren Privatpatienten ent-
sprechen, den 1,7fachen Satz
bei der Festsetzung des Ho-
norars zugrundezulegen.
Hierzu bedarf es jedoch nicht
der vom Verband der Priva-
ten Krankenversicherung in
einer Anfrage an alle nieder-
gelassenen Ärzte gewünsch-
ten schriftlichen Vereinba-
rung, und die Eintragung in
ein entsprechendes Verzeich-
nis kann berufsrechtliche
Folgen haben.

Im April hat sich der Ver-
band der Privaten Kran-
kenversicherung (PKV-Ver-
band) schriftlich an alle
niedergelassenen Ärztinnen
und Ärzte gewandt und die
Frage gestellt, ob diese sich
bereit erklären, den Stan-
dardtarif für ältere Versi-
cherte (also höchstens den
1,7fachen GOÄ-Satz für die
Vergütung privatärztlicher
ambulanter Leistungen) an-
zuwenden.

Bei einer positiven Ant-
wort sollen diese Ärztinnen
und Ärzte in ein Verzeichnis
für die betreffenden Versi-
cherten aufgenommen wer-
den. Diese Anfrage hatte der
Verband mehrfach in Insera-
ten, u. a. auch im Deutschen
Ärzteblatt, angekündigt.

Hintergrund bzw. Anlaß
für die Aktion des PKV-Ver-
bandes ist die Einführung
eines brancheneinheitlichen
Standardtarifs zum 1. Juli
1994 auf der Grundlage des §
257 Abs. 2 a SGB V. Die Ein-
führung dieses Sondertarifs,
der zur Zeit von lediglich
rund 1.000 Versicherten bun-
desweit gewählt worden ist,
ist insbesondere darauf

zurückzuführen, daß Unter-
nehmen der Privaten Kran-
kenversicherung in der Ver-
gangenheit offenbar ver-
säumt haben, durch eine
sachgerechte Gestaltung der
Tarife für alle Versicherten
und Bildung von Rücklagen
sicherzustellen,daß die Versi-
cherungsbeiträge bei gleich-
bleibendem Leistungsum-
fang auch für finanziell
schwächere Privatversicher-
te im höheren Alter tragbar
bleiben.

Unabhängig von mögli-
chen wirtschaftlichen Moti-
ven der privaten Versiche-
rungswirtschaft und der sozi-
algesetzlichen Regelung ist
die Aktion des PKV-Verban-
des nach Auffassung der
Ärztekammer Nordrhein
wie folgt zu beurteilen:

➤ Die Eintragung der
Ärztinnen und Ärzte, die
sich zur Anwendung des
Standardtarifs bereit erklärt
haben, in ein besonderes
Verzeichnis, das den Versi-
cherten zur Verfügung ge-
stellt wird, muß unter dem
Gesichtspunkt des werben-
den Charakters dieses Ver-
zeichnisses zur Vermeidung
berufsrechtlicher Maßnah-
men abgelehnt werden.

➤ Es bestehen keine ver-
traglichen Beziehungen zwi-
schen der Ärzteschaft und
den privaten Krankenversi-
cherungen. Die Vergütung
für die privatärztliche Be-
handlung ist nach den Vor-
schriften der amtlichen Ge-
bührenordnung für Ärzte
(GOÄ) unter Beachtung der
berufsrechtlichen Vorschrif-
ten bezüglich der Angemes-
senheit des Honorars zu be-
stimmen.

Der Behandlungsvertrag
wird zwischen der Ärztin
bzw. dem Arzt und dem Pri-
vatpatienten geschlossen,
und zwar im jeweiligen Ein-
zelfall. Individuell hat die
Ärztin bzw. der Arzt das pri-
vatärztliche Honorar festzu-
setzen und kann dabei
selbstverständlich einem et-
waigen Begehren des Patien-
ten, den Standardtarif bei
der Festsetzung des Ho-
norars zugrundezulegen, im
Sinne einer Honorarverein-
barung entsprechen. Hierzu
bedarf es keiner schriftlichen
Vereinbarung mit dem PKV-
Verband!

➤ Zu beachten ist insbe-
sondere auch, daß der Stan-
dardversicherte bei einer
Selbstbeteiligung von höch-

stens 600 DM im Jahr – die-
ser Betrag entspricht einem
Mehr an Versicherungsbe-
trag von lediglich höchstens
50 DM im Monat – eine Er-
stattung bis zu den soge-
nannten Schwellenwerten
erhält.

Die Ärztin bzw. der Arzt
kann grundsätzlich nicht
feststellen, ob der Versicher-
te bereits den Höchstbetrag
von 600 DM erreicht hat und
ob die Nichtanwendung des
Standardtarifs, z. B. durch
Zugrundelegung der Schwel-
lenwerte für die Bemessung
des privatärztlichen Ho-
norars, den Versicherten
tatsächlich zusätzlich finanzi-
ell belasten wird.
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